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Die jüngste Ausgabe der Taschensta-
tistik über die Gleichstellung von Frau 
und Mann, welche das Bundesamt für 
Statistik diesen Frühsommer heraus-
gegeben hat, trägt die Kernaussage 
zum aktuellen Stand der Geschlech-

tergleichstellung bereits im Titel: 
«Auf dem Weg zur Gleichstellung von 
Frau und Mann». Das lässt erahnen, 
dass dieser Weg in der Realität auch 
nach Jahrzehnten des Ringens und 
Kämpfens noch auf unbestimmte Zeit 

andauernd wird – und dies, obwohl 
rechtlich viel erreicht wurde. Immer-
hin gibt es in manchen Bereichen Er-
folge zu vermelden. Bei anderen 
Handlungsfeldern indes stagniert die 
Entwicklung oder ist gar rückläufig. 

Die bisherigen Erfolge reichen 
längst nicht aus

Die Gleichstellung von Frau 
und Mann muss weiterhin 
wartenBarbara Falk 

Redaktorin ZV Info

*100 Jahre Engagement
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Anlass genug, die Fortschritte und Bau-
stellen der Geschlechtergleichstellung in 
einer kurzen Übersicht zu thematisieren.

Der Sommer hat es überaus deutlich gemacht: 
Am diesjährigen Frauenstreik gingen schweiz-
weit mehrere Hunderttausend Frauen und auch 
solidarische Männer auf die Strasse, um der 
Forderung nach Gleichstellung der Geschlech-
ter Ausdruck zu verleihen. Es war die grösste 
politische Demonstration in der jüngeren Ge-
schichte der Schweiz – und sie war ein klares 
Zeichen, dass es bei der Gleichstellung der Frau-
en in der Arbeitswelt und in der Gesellschaft 
endlich vorwärtsgehen muss. Die Forderungen 
sind vielfältig, sie betreffen Lebens- und Arbeits-
bedingungen gleichermassen und werden von 
allen Generationen, auffallend auch von einer 
Vielzahl junger Frauen, mitgetragen.

Zwar hat sich bezüglich Gleichberechtigung 
in den letzten Jahren einiges verbessert, doch 
Tempo und Umfang dieser Entwicklung sind 
ungenügend. Dies bestätigte sogar die neue 
Studie des Weltwirtschaftsforums (WEF, The 
Global Gender Gap Report 2018), gemäss der 
die Schweiz in puncto Gleichstellung der Ge-
schlechter im internationalen Vergleich nur ge-
rademal an 20. Stelle liegt. Die Studie schätzt, 
dass es bis zur Schliessung der Lücke zwischen 
den Geschlechtern nach den derzeitigen Ent-
wicklungen global noch über 100 Jahre dauern 
wird. Solange wollen die Frauen in der Schweiz 
– 38 Jahre nach der Verankerung der Gleich-
stellung von Frau und Mann in der schweizeri-
schen Bundesverfassung – indes nicht mehr 
warten. Mit dem nahen Herbst haben es die 
Politik und die Wirtschaft in der Hand, gleich 
bei zwei gewichtigen Themen, die Frauen und 
Männern im Berufs- und Familienleben diesel-
ben Chancen einräumen sollen, mit konkreten 
Massnahmen ein Zeichen für die Gleichstellung 
zu setzen. Die Rede ist von den Lohnverhand-
lungen sowie der Vaterschaftsurlaubs-Initiative 
bzw. dem Gegenvorschlag in der aktuellen 
Herbstsession.

Lohngleichheit ist weder erreicht noch 
greifbar nah
Der Grundsatz «Gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit» ist mithin eine der zentralsten Forderun-
gen in der Debatte um die Gleichstellung von 
Frau und Mann. Und sie liesse sich – einmal 
mehr – in diesem Herbst wie kaum eine ande-
re rasch, wegweisend und symbolisch umsetzen. 
Gemäss den aktuellsten Zahlen des Bundesamts 
für Statistik (BFS, Neuchâtel 2019) verdienten 
Frauen 2016 im privaten Sektor durchschnittlich 
immerhin noch rund 20 Prozent weniger als 
ihre männlichen Kollegen, bezogen auf ein Voll-
zeitpensum. Dabei können ganze 42,9 Prozent 
dieser Lohndifferenz nicht mit objektiven Kri-
terien wie etwa Bildung, Dienstalter oder Füh-
rungsniveau erklärt werden. Im öffentlichen 

Sektor fiel dieser sogenannte unerklärte Anteil 
mit 34,8 Prozent etwas tiefer aus. Betrachtet 
man anstatt des Durchschnitts (arithmetisches 
Mittel) den Median (Zentralwert), der starke 
Ausreisser wie hier beispielsweise sehr hohe 
Löhne besser berücksichtigt und damit ausba-
lanciert, entspricht die Lohndifferenz zwischen 
Frau und Mann im Privatsektor immer noch 14,6 
Prozent und im öffentlichen Sektor 12,5 Prozent. 
Der unerklärte Anteil der Lohnungleichheit 
macht bei dieser Art statistischer Betrachtung 
noch 8,4 Prozent aus.

Die naheliegende Erklärung für derlei Un-
terschiede ist Diskriminierung von Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt. An der Ausbildung kann es 
jedenfalls nicht liegen, haben Frauen diesbe-
züglich stark aufgeholt – heute weisen junge 
Frauen im Vergleich zu gleichaltrigen Männern 
ein ebenso gutes oder gar höheres Bildungsni-
veau auf. Konservativen Thesen gemäss sind die 
Lohnunterschiede allerdings nicht diskriminie-
renden Arbeitgebern geschuldet, sondern rüh-
ren von der Rollenverteilung im klassischen 
Familiengefüge her. Demnach kümmern sich 
Frauen hauptverantwortlich um die Familie, 
während Männer nach der Geburt eines Kindes 
weiterhin vollzeitig der Erwerbsarbeit nachge-
hen; letztlich führe dies zu entsprechenden Un-
terbrüchen in der Erwerbsarbeit, weniger Be-
rufserfahrung und zu Teilzeitanstellungen sei-
tens der Frauen bzw. Mütter, was der Grund für 
das Lohngefälle sei.

Unterschiede sind nicht akzeptabel
Dem widerspricht eine aktuelle Studie um den 
Soziologieprofessor Daniel Oesch von der Uni-
versität Lausanne klar (Social Change in Swit-
zerland N°18, Juni 2019). Anhand von zwei 
idealen landesweiten Datensätzen, der Jugend-
befragung Tree und der Absolventenuntersu-
chung der Hochschulen, untersuchten die For-
scher die Lohnsituation von jungen kinderlosen 
Erwachsenen im Alter von bis zu 30 Jahren. 
Entsprechend dem oben angeführten Argument 
konservativer Kreise müssten diese jungen 
Frauen und Männer ohne Familienverpflichtung 
und bei gleicher Qualifikation und vergleich-
baren Berufen und Fachbereichen für dieselbe 
Arbeit dieselben Löhne erhalten. Dem ist jedoch 
nicht so. Und dies, obwohl das Forschungsteam 
mögliche relevante Unterschiede bei den Ge-
schlechtern wie Schulleistung und Erwerbser-
fahrung berücksichtigt hatte. Die Resultate 
zeigen, dass die Frauen in beiden Datensätzen 
4 bis 5 Prozent weniger verdienen als die Män-
ner. Der Schluss der Forschenden fällt eindeu-
tig aus: Die Lohnschere öffnet sich bereits beim 
Einstieg in den Arbeitsmarkt, der unerklärte 
Lohnunterschied beginnt nicht erst mit der Mut-
terschaft.

Auch das Bundesamt für Statistik hält fest, 
dass selbst bei gleicher Bildung und gleichem 
Kompetenzniveau der Lohn der Frauen tiefer 
liegt als jener der Männer. Insbesondere im 
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Tieflohnbereich, der stark geschlechtsabhängig 
ist, sind dringend Massnahmen und Verbesse-
rungen gefordert. Nicht nur arbeiten in diesem 
Sektor bedeutend mehr Frauen, sondern auch 
das Lohngefälle fällt hier deutlich aus, will heis-
sen, wesentlich mehr Frauen als Männer müssen 
sich mit einem tiefen Lohn arrangieren. So hat-
ten im Jahr 2016 16,5 Prozent der Frauen einen 
Nettomonatslohn von CHF 4000.– oder weniger 
zur Verfügung, während es bei den Männern 
vergleichsweise nur 5,3 Prozent waren. Umge-
kehrt kamen 26,1 Prozent der Männer auf einen 
monatlichen Nettolohn von mehr als Fr. 8000.–, 
wohingegen nur 13,8 Prozent der Frauen ein 
solches Salär erreichten.

Vereinbarkeit von Beruf und Familie
Damit Frauen sich beruflich engagieren und 
weiterentwickeln können, braucht es unter an-
derem eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Dazu gehört auch eine ausgewoge-
nere Aufteilung von Haus-, Familien- und Er-
werbsarbeit. Denn noch immer ist das klassische 
Modell, dem gemäss der Mann Vollzeit erwerbs-
tätig ist und die Frau gar nicht arbeitet, bei 23,3 
Prozent der Paarhaushalte mit jüngstem Kind 
unter vier Jahren die Realität, auch wenn der 
Anteil von dereinst 59,2 Prozent im Jahr 1992 
auffallend stark gesunken ist. Am weitesten 
verbreitet ist nach wie vor das Rollenmodell, 
bei dem Väter vollzeitig der Erwerbsarbeit nach-

gehen und Mütter teilzeitbeschäftig sind; es hat 
zwischen 1992 und 2017 von einem Viertel auf 
rund die Hälfte dieser Familien zugenommen 
und sich damit verdoppelt. Diesbezüglich lässt 
sich in der Schweiz auch ein kultureller Unter-
schied feststellen, indem in der welschen 
Schweiz Eltern, die beide vollzeitlich arbeiten, 
häufiger sind.

Die Berufstätigkeit von Müttern ist unter an-
derem abhängig vom Alter der Kinder. Je älter 
der Nachwuchs, desto mehr erhöht sich im 
Schnitt das Arbeitspensum von Frauen, wobei 
dieses in 50 bis 89 Prozent der Haushalte in 
einem Teilzeitpensum besteht. Anders präsen-
tiert sich die Situation von alleinstehenden Müt-
tern: Schon immer waren sie und sind auch 
aktuell häufiger erwerbstätig als Mütter in Part-
nerschaft, zudem fällt auch ihr Beschäftigungs-
grad mehrheitlich höher aus.

Massnahmen und Rezepte, die Frauen ent-
lasten und ihnen ein berufliches Engagement 
und Vorankommen ermöglichen, gibt es etliche. 
Dazu gehören verstärkte Investitionen in Kin-
derkrippen und Tagesschulen, die Möglichkeit 
des Homeoffice und für pflegebedürftige Ange-
hörige auch vermehrte Betreuungsangebote und 
Spitex. Die Schwierigkeit hierbei – und das wird 
auch in Kritiken von Betroffenen laut – ist oft 
mangelnde Flexibilität. Wenn wechselnde Ar-
beitstage für die Kitas schwierig werden, die 
hohe Präsenzzeit der Angestellten kaum Spiel-

raum lässt und alternative Arbeitsmodelle bei 
Unternehmen auf kein Gehör stossen, dann 
bleibt auch die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf kein Kinderspiel. Als Folge davon treten 
Frauen oft ein paar Schritte zurück und nehmen 
eine zwar familienkompatiblere, aber weniger 
anspruchsvolle Arbeit in Kauf. Mit Konsequen-
zen, die sich wegen der häufigen Teilzeitpensen 
von Frauen und der tieferen Löhne gleich zwei-
fach negativ auf ihre Renten im Pensionsalter 
auswirken.

Vaterschaftsurlaub als wichtiges Zeichen
Auf dem Weg zur tatsächlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männern ist die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie ein Schlüsselelement. Es 
braucht daher Rahmenbedingungen, die die 
Vereinbarkeit fördern. Erst wenn diese stimmen, 
können Paare eine faire Verteilung von bezahl-
ter und unbezahlter Arbeit unter sich ausmachen 
und gemeinsam Verantwortung für Erwerbs-, 
Haus- und Familienarbeit übernehmen. Und 
zwar soll dies allen Paaren möglich sein, nicht 
nur den gut bis sehr gut verdienenden.

Massnahmen zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen stehen vielseitig zur Debatte, dazu 
gehören etwa existenzsichernde Löhne, Lohn-
gleichheit zwischen Frau und Mann, Chancen-
gleichheit im Beruf, flexible Arbeitszeitmodelle, 
Familienzulagen, bessere Infrastruktur sowie 
rechtliche Gleichstellung von Teilzeitarbeit und 
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Vollzeit- und Teilzeiterwerbstätigkeit 
von Müttern und Vätern mit jüngstem Kind 
im Alter von 0–12 Jahren, 2017

Monatlicher Bruttolohn, 2016
(Median, Wirtschaft insgesamt)

Häusliche Gewalt, 2017

Bezugsquote aus der 2. Säule, 2015
Rentnerinnen und Rentner bis 5 Jahre 
nach ordentlichem Pensionierungsalter

www.statistik.ch

Arbeitnehmende
in Unternehmensleitung, 2018
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Berufs- und Studienfachwahl, 
1990 und 2016
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2016

Gesundheit und Sozialwesen
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Ingenieurwesen, verarbeitendes 
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 universitäre Hochschule 9,8

12,5
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66,5

89,1
95,1

52,5

16,5
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Vollzeitarbeit. Eine der Forderungen, die zurzeit 
hoch aktuell ist, ist der Anspruch auf einen 
bezahlten Vaterschaftsurlaub – das Anliegen 
wurde in der laufenden Herbstsession behan-
delt und soeben angenommen: Nach dem Stän-
derat im Juni hat vergangene Woche auch der 
Nationalrat dem indirekten Gegenvorschlag zur 
Volksinitiative «Für einen vernünftigen Vater-
schaftsurlaub – zum Nutzen der ganzen Familie» 
zugestimmt, der Vätern nach der Geburt ihres 
Kindes zwei Wochen bezahlte Betreuungszeit 
gewährt. Damit erhält die Schweiz erstmals 
einen im Gesetz noch zu verankernden Vater-
schaftsurlaub. Ein historischer Moment – nicht 
zuletzt auch für die Gleichstellung von Frau 
und Mann.

gleichstellung

Mit dem Vaterschaftsurlaub wird eine we-
sentliche Benachteiligung von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt, zumindest auf dem Papier, aus-
geräumt. Denn noch vor dem Muttersein erfah-
ren Frauen beruflich geschlechtsspezifische 
Nachteile: Allein in der möglichen Familienpla-
nung sehen Arbeitsgeber bei der Anstellung 
junger Frauen nach wie vor ein Risiko, weil im 
Falle einer Schwangerschaft ein Ausfall an Ar-
beitskraft bei gleichzeitigen Lohnkosten auf sie 
zukommt. Mit dem Ja zu einem gesetzlich ver-
ankerten Vaterschaftsurlaub dürfte sich diese 
Haltung verändern – nun können auch alle Vä-
ter unabhängig vom Arbeitgeber direkt nach 
der Geburt eines Kindes Teil der Familie sein 
und von Anfang an Verantwortung übernehmen.

Dass das Thema an sich in der Gleichstel-
lungspolitik zentral ist und aktuell bleiben wird, 
machte allein die gut sechsstündige Dauer der 
nationalrätlichen Debatte klar. Nicht nur mel-
deten sich 58 Rednerinnen und Redner zu Wort, 
sondern es wurden auch verschiedene Eltern-
zeit-Modelle vorgebracht und damit bereits wei-
tergehende Massnahmen gefordert und debat-
tiert.

Positive Entwicklungen bei Bildung und 
Berufswahl
In den Bereichen Bildung und Berufswahl ha-
ben Frauen gegenüber Männern in den vergan-
genen Jahren einiges an Boden wettgemacht. 
Auf dem Weg zur Gleichstellung von Frau und 
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Mann ist dies ein positives Signal. Wer über eine 
gute Bildung verfügt, dem bieten sich norma-
lerweise auch mehr Möglichkeiten und Chancen, 
die berufliche und private Lebenssituation 
selbstbestimmt zu gestalten und sich auf neue 
Herausforderungen einzulassen.

Wie die jüngsten Zahlen zeigen, ist der Anteil 
Frauen, die lediglich über die obligatorische 
Schulbildung verfügen, zwischen 1999 und 2018 
von 20,7 Prozent auf 12,6 Prozent zurückgegan-
gen. Gleichzeitig absolvieren immer mehr 25- 
bis 34-jährige Frauen und Männer eine Ausbil-
dung auf Tertiärstufe. Bei der höheren Berufs-
bildung lag der diesbezügliche Anteil im 2018 
bei den Frauen bei 11,4 Prozent und bei den 
Männern bei 14,1 Prozent. Überholt haben jun-
ge Frauen die gleichaltrigen Männer bezüglich 
Hochschulabschluss: Hatten im Jahr 1999 nur  
9,8 Prozent der Frauen einen Hochschulab-
schluss, waren es 2018 ganze 42,3 Prozent; bei 
den jungen Männern hingegen lagen die ent-
sprechenden Anteile bei 14,4 Prozent bzw. bei 
34,7 Prozent.

Die Berufswahl und die Wahl der Studien-
fachrichtung sind stark vom Geschlecht geprägt. 
Erfreulich ist deshalb, dass sich heutzutage zu-

nehmend mehr Frauen für Beschäftigungsfelder 
entscheiden, die bislang von Männern dominiert 
waren bzw. immer noch sind und entsprechen-
de Fähigkeiten und spezifisches Wissen erfor-
dern. Gemeint sind beispielsweise Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften und Technik 
sowie das Bau- und verarbeitende Gewerbe. 
Umgekehrt wählen auch junge Männer etwas 
öfter Ausbildungen, die als frauentypisch gelten, 
so etwa in den Berufsgebieten Gesundheit, Pä-
dagogik und Sozialwesen.

Frauen und die Politik – auch im Jahr 2019 
noch Aufholbedarf
Frauen in den politischen Institutionen – das 
ist in der Schweiz keine Ruhmesgeschichte. 
Nicht nur gehörte die Schweiz mit zu den letz-
ten Ländern in Europa, die den Frauen das 
Stimmrecht zugestanden haben – es dauerte 
überdies noch weitere 13 Jahre, bis 1984 die 
erste weibliche Bundesrätin gewählt wurde. 
Und auch heute sieht es alles andere als nach 
einer gleichgeschlechtlichen Balance aus. In 
den 1980er- und insbesondere in den 1990er- 
Jahren kam es zwar zu einem deutlichen An-
stieg an weiblichen Volksvertreterinnen, doch 

ist diese Entwicklung in den letzten Jahren 
wieder verblasst, mit Ausnahme des National-
rats. Im Ständerat beträgt der Frauenanteil ak-
tuell nur gerade 15.2 Prozent (sieben Frauen), 
im Nationalrat macht er 32.0 Prozent aus (64 
Frauen) und im Bundesrat 42.9 Prozent, wobei 
hier das eindrückliche Resultat für 3 weibliche 
von insgesamt 7 Bundesratssitzen steht. Ein 
ähnliches Bild ergibt sich in den kantonalen 
und kommunalen Legislativen mit einer durch-
schnittlichen Frauenvertretung von 25 Prozent. 
In den Kantonsparlamenten wiederum liegt sie 
mit 27.9 Prozent etwas höher. Bedenkenswert 
ist, dass in den Kantonen Appenzell Ausserrho-
den, Tessin und Luzern keine einzige Frau we-
der in der Kantons- noch in der Gemeindeexe-
kutive Einsitz hat.

Barbara Falk
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Die leise rauschenden Blätter, die sanften Grüntöne, der erdige Geruch: 
Wer kennt nicht das wohlige Gefühl, das ein Spaziergang im Wald 
auslöst? Entsprechend alt ist der Glaube an die Heilkraft der Bäume. Im 
Mittelalter behandelte man Entzündungen mit Baumrinde und rieb sich 
gegen Kopfschmerzen mit grünen Blättern ein. 1845 schrieb Henry 
David Thoreau das Buch «Walden» über sein Leben fern jeder 
Zivilisation, das bis heute Aussteiger auf der ganzen Welt inspiriert.

In Japan ist Shinrin-Yoku, «Waldbaden», als the-
rapeutische Massnahme bis heute weit verbrei-
tet: Ärzte, Businessfrauen, Angestellte gehen 
täglich im Wald spazieren und atmen tief durch, 
um gesund zu werden oder bleiben. Sie berich-
ten über Verbesserung verschiedener psychi-
scher und körperlicher Probleme. Shinrin-Yoku 
wird deshalb in Japan sogar von der Regierung 
empfohlen. Dieses Phänomen hat auch die Wis-
senschaft neugierig gemacht, und die For-
schungsergebnisse sind beeindruckend. Ein 
Forscherinnenteam aus San Francisco hat ganze 
64 Studien identifiziert, die die positive Wirkung 

eines Aufenthalts im Grünen untersuchen. Zu 
profitieren scheinen das Immunsystem, das 
Herz, die Atmung – und zahlreiche psychische 
Beschwerden wie Depression, Ängste und Auf-
merksamkeitsstörungen.

Eine natürliche Apotheke
Nicht alle Effekte kann man sich erklären, aber 
die Beobachtungen selbst sind unumstritten. 
Einen wichtigen Beitrag leisten die Duftstoffe, 
die Bäume aussondern; sogenannte Phytonzide. 
Die Bäume produzieren sie, um Ungeziefer von 
sich fernzuhalten – und schrecken damit auch 

Bakterien ab, die uns Menschen gefährden. Die 
Phytonzide von Nadelbäumen haben ähnliche 
Effekte wie Antibiotika. Das Immunsystem wird 
gestärkt, der Wald wird zu einer Art natürlichen 
Apotheke. An der Ludwig-Maximilians-Univer-
sität München wird zurzeit untersucht, ob ähn-
liche Effekte sogar die Lungenkrankheit COPD 
und chronische Gelenkschmerzen verbessern 
können.

Ein besonders spektakulärer Nachweis ist 
einem japanischen Forscherteam gelungen: 
Nachdem sich eine Gruppe von Probanden zwei 
Tage lang insgesamt sechs Stunden im Wald 

Grün fürs Gehirn
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aufhielt, war die Zahl von Killerzellen in ihrem 
Blut um 50 Prozent höher als sonst. Killerzellen 
sind Zellen des Immunsystems, die kranke Zel-
len, auch Krebszellen, erkennen und vernichten. 
Dieser Effekt war nach dem Experiment noch 
einen ganzen Monat lang deutlich messbar. Die 
Forschergruppe betont, dass es noch vieler For-
schung bedarf. Aber die Ergebnisse deuten da-
rauf hin, dass ein Spaziergang im Wald sogar 
zur Krebsprävention beiträgt.

Weniger Stress, mehr kognitive Leistung
Für das Gehirn ist ein Spaziergang im Wald auf 
jeden Fall Balsam. Schon nach wenigen Minuten, 
in denen man sich im Wald aufhält, gehen die 
Stresshormone Cortisol und Adrenalin im Blut 
deutlich zurück. Dauerhaft erhöhte Cortisolwer-
te werden mit Übergewicht und Herz-Kreislauf-
Störungen in Verbindung gebracht, aber auch 
mit Depressionen und Angststörungen. Der Auf-
enthalt im Wald löst so innere Unruhe, Anspan-
nung und Ängste – und kann langfristig sogar 
depressive Verstimmungen und Verwirrung lin-
dern.

Andere Studien zeigen, dass auch die kogni-
tive Leistung gesteigert wird: Jugendliche kön-
nen sich nach einer Schulpause zwischen Bäu-
men noch stundenlang besser konzentrieren, 
als wenn sie sich in Betonwüsten aufhielten. 
Besonders viel Gutes tut man seinem Gehirn, 
wenn man sich im Wald auch noch bewegt. In 
den Neurowissenschaften ist unumstritten: Wer 
sich regelmässig bewegt, auch wenn es nur ein 
kurzer Spaziergang ist, verbessert seine kogni-
tive Leistung langfristig gegenüber notorischen 
Faulpelzen. Dieser Effekt ist im höheren Alter 
sehr gut belegt, er ist noch stärker als die Ef-
fekte von Bildung und Gehirnjogging.

Jüngst konnte ein Versuch zeigen, dass man 
keineswegs das ganze Leben umkrempeln muss, 
um in den Genuss der ‚Gesundheitspille Wald‘ 

Die Schweizerische Hirnliga

Die Schweizerische Hirnliga unterstützt die Hirnforschung in der Schweiz. Ihr 
Magazin «das Gehirn» mit neusten Erkenntnissen aus der Hirnforschung und 
kniffligen Denkspielen erscheint 4x jährlich. Es kann kostenlos bestellt werden 
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Postgasse 19
Postfach
3000 Bern 8
Tel 031 310 20 91
Spendenkonto: PC 30-229469-9

zu kommen. 20 bis 30 Minuten im Grünen haben 
den stärksten Effekt. Danach verbessern sich 
die Hormonwerte zwar weiterhin, aber nicht 
mehr gleich schnell. Zwei- bis dreimal wöchent-
lich ist genug – und auch wenn man im Wald 
ruhig dasitzt, verändert sich der Hormonspiegel 
zum Positiven.

Schon einzelne Bäume helfen
Selbst für notorische Naturmuffel hält die Wis-
senschaft Trost bereit. Es braucht keinen ganzen 
Wald. Menschen, die in grünen Gegenden woh-
nen, sind psychisch und physisch gesünder – 
dies wurde in Toronto nachgewiesen. Die Ma-
cher der Studie haben berücksichtigt, dass grü-
nere Gegenden oft mit einem höheren Lebens-
standard einhergehen, trotzdem war das 
Ergebnis deutlich. Selbst Fotografien von Bäu-
men oder Wäldern wird ein positiver Effekt auf 
die Stimmung zugeschrieben. Und dem Blick 

durchs Fenster: Ein berühmtes Experiment 
machte schon 1984 der Architekturprofessor 
Roger Ulrich, der die Genesung von Gallenbla-
senpatienten verglichen hat. Wer aus seinem 
Spitalfenster auf Bäume schauen konnte, wurde 
nach der Operation schneller gesund und 
brauchte weniger Schmerzmittel.

Wer sich also gar nicht zum «Waldbad» in 
japanischer Manier aufrappeln kann, sollte zu-
mindest auf etwas Grün im Alltag achten. Viel 
besser wäre aber, es ein, zwei Stündchen pro 
Woche mit dem Aussteiger Thoreau zu halten: 
Zurück zur Natur!

Quelle: Magazin «Das Gehirn» 3/19 
der Schweizerischen Hirnliga

Text: Nicole Weber
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Treuwidrigkeiten nach
Abschluss eines Aufhebungs-
vertrages
Urteil des Bundesgerichts 8C_75/2019 vom 17. Mai 2019

Mit seinem Urteil 8C_75/2019 vom 17. Mai 2019 bestätigt das 
Bundesgericht seine strenge Praxis bei der Anerkennung eines 
Grundlagenirrtums bei Aufhebungsvereinbarungen, welche auch im 
öffentlichen Personalrecht eine grosse Bedeutung haben. Demnach kann 
eine Arbeitgeberin keinen Grundlagenirrtum geltend machen, wenn sich 
der Arbeitnehmer nach Abschluss des Aufhebungsvertrages treuwidrig 
verhält.

Goran Seferovic
Rechtsanwalt

Das Bundesgericht hatte sich mit dem Fall eines 
leitenden Angestellten einer überkommunalen 
Anstalt im Kanton Zürich zu beschäftigen. Kurz 
nach der Kündigung durch die Arbeitgeberin 
schlossen die Parteien eine Aufhebungsverein-
barung, welche dem Arbeitnehmer unter ande-
rem eine Entschädigung von Fr. 75'000 zusprach. 
Während der Kündigungsfrist warf die Anstalt 
dem Arbeitnehmer aber vor, grosse Mengen 
geschäftlicher Daten auf einen privaten USB-
Stick kopiert zu haben. Nachdem die Arbeitge-
berin dem Arbeitnehmer das rechtliche Gehör 
eingeräumt hatte, stellte sie diesen per sofort 
frei. Rund fünf Wochen später erliess sie zudem 
eine Verfügung, worin sie die Entschädigung 
zufolge Irrtums widerrief.

Der Bezirksrat wies den vom Arbeitnehmer 
eingereichten Rekurs ab, das Zürcher Verwal-

tungsgericht hiess die Beschwerde des Arbeit-
nehmers hingegen gut (VB.2018.00368). Gegen 
diesen Entscheid gelangte wiederum die Arbeit-
geberin mit Beschwerde ans Bundesgericht.

Aufhebungsverträge sind auch im Bereich 
des öffentlichen Personalrechts grundsätzlich 
zulässig, soweit das öffentliche Recht dafür 
Raum lässt. In Bezug auf allfällige Willensmän-
gel sind solche verwaltungsrechtlichen Verträge 
nach den analog anwendbaren Bestimmungen 
des Obligationenrechts zu beurteilen (Art. 23 ff. 
OR). Die Arbeitgeberin machte denn auch einen 
Grundlagenirrtum geltend: Sie hätte den Vertrag 
nicht abgeschlossen, wenn sie gewusst hätte, 
dass der Arbeitnehmer sich während der Kün-
digungsfrist treuwidrig verhalten würde. Nach 
Treu und Glauben im Geschäftsverkehr fehle 
es damit  sowohl subjektiv als auch objektiv 
betrachtet  an einer notwendigen Grundlage 
des Vertrags (Art. 24 Abs. 1 Ziff. 4 OR).

Wie weit auch falsche Vorstellungen über 
zukünftige Sachverhalte einen Grundlagenirr-
tum begründen können, ist in der Lehre jedoch 
umstritten. Das Bundesgericht erachtet einen 
solchen Irrtum nur dann als wesentlich, wenn 
es sich nicht bloss um spekulative Erwartungen 
handelt, etwa die Vorstellung, eine Person be-
währe sich in der ihr zugedachten Funktion. 
Entsprechend bestätigte das Bundesgericht auch 
den Entscheid der Vorinstanz. Wenn eine Ar-
beitgeberin davon ausgeht, ein Arbeitnehmer 

beachte in der restlichen Dauer des Arbeitsver-
hältnisses seine Treuepflicht, so handle es sich 
dabei um eine unsichere Erwartung, welche 
nicht notwendigerweise einen Grundlagenirr-
tum begründen könne.

Mit der Bestätigung der strengen Anforde-
rungen an die Geltendmachung eines Grundla-
genirrtums beim Abschluss einer Aufhebungs-
vereinbarung bestärkt das Bundesgericht die 
auch in der Praxis des öffentlichen Personal-
rechts bedeutsamen Aufhebungsvereinbarun-
gen. Beide Vertragsparteien sollten sich daher 
vor Abschluss einer solchen Vereinbarung über 
ihre Rechte und Pflichten bewusst sein, da die 
nachträgliche Berufung auf einen Grundlagen-
irrtum hohen Hürden unterliegt.

Goran Seferovic ...

... ist Rechtsanwalt in Zürich 
und stellvertretender Leiter des 
Zentrums für öffentliches Wirt-
schaftsrecht an der ZHAW School 
of Management and Law. Er unter-
richtet im neuen CAS Öffentliches 
Personalrecht, der im Frühjahr 
2020 zum ersten Mal startet.
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Ihre Weiterbildung im
öffentlichen Personalrecht
Ein Angebot der Zürcher Fachhochschule ZHAW

Zentralverwaltung, öffentliche Betriebe und private Erbringer von 
Staatsaufgaben stellen ihre Angestellten je nach Rechtsgrundlage und 
konkreter Situation unter Anwendung ganz unterschiedlicher 
Regelungen an. Hier den Überblick zu behalten, stellt Personalverant-
wortliche und Führungspersonen vor Herausforderungen. Der 
Zertifikatslehrgang CAS Öffentliches Personalrecht ist auf Fach- und 
Führungskräfte aus dem Personalbereich im öffentlichen Sektor 
zugeschnitten.

Die Weiterbildung vermittelt unentbehrliches 
Grundlagen- und Expertenwissen im öffentli-
chen Personalrecht, dem Arbeitsrecht nach OR 
sowie im Arbeitsgesetz.

Der Lehrgang widmet sich gezielt den recht-
lichen Themen rund um das öffentliche Perso-
nalwesen in der Schweiz. Dabei steht das öf-
fentliche Dienstverhältnis im Vordergrund. Die 
vom CAS Öffentliches Personalrecht abgedeck-
ten Themen reichen von der Rekrutierung und 
Anstellung über Lohn/Besoldung sowie den 
Rechten und Pflichten während des Dienstver-
hältnisses bis hin zur Beendigung der Anstel-
lung. An Workshop-Tagen gegen Ende des Kur-

ses werden – abgestimmt auf die jeweiligen 
Kursteilnehmer – besonders praxisrelevante 
Bereiche (zum Beispiel Bildung, Gesundheit, 
öffentliche Unternehmen), spezifische Einzelthe-
men sowie kantonalrechtliche Unterschiede 
vertieft.

Die Fachexperten und -expertinnen aus dem 
Zentrum für Sozialrecht und dem Zentrum für 
öffentliches Wirtschaftsrecht garantieren mit 
ihrem Know-how auf dem Gebiet des öffentli-
chen Personal- und Wirtschaftsrechts für die 
Vermittlung von fundiertem Grundlagenwissen 
sowie für Praxisbezug und Fokus auf aktuelle 
Fragestellungen.

Der neue Zertifikatslehrgang ist an der Zür-
cher Fachhochschule ZHAW entwickelt worden 
Er richtet sich an Fach- und Führungskräfte 
aus dem Personalbereich im öffentlichen Sek-
tor sowie auch an HR-Fachpersonen, welche 
den Wechsel aus der Privatwirtschaft in den 
öffentlichen Dienst planen oder bereits voll-
zogen haben.
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Probezeit bei Stellenwech-
sel – arbeitsplatzbezogene 
Arbeitsunfähigkeit
Urteil A-3627/2018 vom 14. März 2019 des Bundesverwaltungs-
gerichts

Im Zuge eines Stellenwechsels innerhalb einer Verwaltungseinheit 
wurde mit der Arbeitnehmerin A. eine erneute, dreimonatige Probezeit 
vereinbart. In der Folge wurde der Arbeitnehmerin A. während der 
Probezeit gekündigt. Für diesen Zeitraum wurde sie krankgeschrieben. 
Das Bundesverwaltungsgericht hatte sich mit der Frage der Zulässigkeit 
der zweiten Probezeit sowie den anwendbaren Kündigungs- und 
Sperrfristen zu beschäftigen.

Sachverhalt
A. trat am 13. Juni 2016 ihre Stelle im Dienst 
der Luftwaffe (Einsatz Luftwaffe), Gruppe Ver-
teidigung, Kommando Operationen, an. Sie ab-
solvierte die dreimonatige Probezeit erfolgreich, 
im Anschluss wurden ihre Leistungen nur noch 
als «genügend» bewertet. Trotz diverser Stand-
ortgespräche konnte die Zusammenarbeit nicht 
verbessert werden. Per 1. März 2018 trat A. eine 
neue Stelle innerhalb derselben Behörde an. Es 
wurde ein unbefristetes Arbeitsverhältnis mit 
einer (erneuten) Probezeit von drei Monaten 
vereinbart. Während der (zweiten) Probezeit 
wurde A. mitgeteilt, dass das Arbeitsverhältnis 

innerhalb der Probezeit aufgelöst werde. Eine 
einvernehmliche Auflösungsvereinbarung kam 
nicht zustande. Bevor A. die Verfügung, mit 
welcher das Arbeitsverhältnis mit einer Kündi-
gungsfrist von sieben Tagen aufgelöst wurde, 
zugestellt wurde, teilte sie mit, dass sie krank-
geschrieben sei.

A. vertrat den Standpunkt, die Kündigung 
verletze aufgrund ihrer Erkrankung die gesetz-
lichen Kündigungsschutzvorschriften, welchen 
sie als mehrjährige Mitarbeiterin unterstehe. Da-
rüber hinaus sei die erneute Probezeit und damit 
die siebentägige Kündigungsfrist unzulässig. Der 
Arbeitgeber vertrat demgegenüber die Auffas-

sung, die erneute Probezeit und die daraus re-
sultierende verkürzte Kündigungsfrist sei auf-
grund des Stellenwechsels und dem damit ver-
bundenen neuen Aufgabenbereich gerechtfertigt.

Dauer der Probezeit
Das Bundesverwaltungsgericht stellte zunächst 
fest, dass für das öffentlich-rechtliche Arbeits-
verhältnis sinngemäss die einschlägigen Be-
stimmungen des Obligationenrechts zur An-
wendung gelangen.

Sodann erläuterte das Bundesverwaltungs-
gericht Sinn und Zweck der Probezeit gemäss 
der zivilrechtlichen Rechtsprechung. Die Pro-
bezeit diene einerseits dem Arbeitnehmer, um 
einen Eindruck vom Arbeitsumfeld zu gewinnen. 
Andererseits soll sie dem Arbeitgeber ermögli-
chen, die Eignung und die Fähigkeiten des neu-
en Arbeitnehmers zu überprüfen.

Vor diesem Hintergrund schliesse auch Art. 
29 Abs. 2 Bundespersonalgesetz (BPG) eine 
zweite Probezeit nach einem internen Stellen-
wechsel nicht explizit aus. Eine erneute Probe-
zeit sei jedoch nur dann zulässig, wenn zwi-
schen den bestehenden Parteien von einem 
neuen Arbeitsverhältnis ausgegangen werden 
könne. Dies sei insbesondere nach einem län-
geren Arbeitsunterbruch oder bei der Übernah-

Olivia Aeberli
Bachelor Law and Economics

MLaw Lea Sturm
Rechtsanwältin
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me einer völlig neuen Funktion der Fall. Eine 
erneute Probezeit bilde also die Ausnahme.

In öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 
müsse die Ansetzung einer erneuten Probezeit 
auch zwingend verhältnismässig sein. Das 
heisst, die Ansetzung einer zweiten Probezeit 
muss geeignet sein, um das mit ihr verfolgte 
Ziel auch tatsächlich zu erreichen, und es muss 
sich um das mildeste Mittel handeln. Letztlich 
muss das angestrebte Ziel auch in einer ver-
nünftigen Relation zur gewählten Massnahme, 
also der erneuten Probezeit, stehen.

Im vorliegenden Fall stellte das Bundesver-
waltungsgericht fest, dass die erneute Probezeit 
zwar ein geeignetes Mittel dafür darstellte, dass 
A. ihr neues Arbeitsumfeld kennenlernen konn-
te und ihre Leistungen durch den Arbeitgeber 
überprüft werden konnten. Aus der Gegenüber-
stellung der Anforderungsprofile der beiden 
Aufgabenbereiche sei jedoch keine Erforder-
lichkeit für eine zweite Probezeit ersichtlich. 
Für beide Stellen werde eine vergleichbare 
Grundbildung verlangt, und auch die Entlöh-
nung sei praktisch identisch. Darüber hinaus 
würden für die erste Stelle spezifische Fach-
kenntnisse verlangt, welche für die zweite Stel-
le nicht erforderlich seien. Somit lägen die An-
forderungen der zweiten Arbeitsstelle sogar 
deutlich unter denjenigen der ersten.

Die Probezeit erscheine, insbesondere vor 
dem Hintergrund, dass A. in ihrer ersten Ar-
beitsstelle bereits mehr als zwei Jahre tätig war 
und sie bereits vom ordentlichen Kündigungs-

schutz profitiert habe, als unzumutbar. Insge-
samt sei das private Interesse von A. am ordent-
lichen Kündigungsschutz höher zu gewichten 
als das Interesse des Arbeitgebers, die Fähig-
keiten von A. einer erneuten Überprüfung zu 
unterziehen bzw. das Interesse des Arbeitgebers 
an der kurzen Kündigungsfrist.

Als Zwischenergebnis erwies sich somit so-
wohl die erneute Ansetzung der Probezeit als 
auch die mit einer Kündigungsfrist von sieben 
Tagen ausgesprochene Kündigung als rechts-
widrig.

Arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit
Im Weiteren hatte das Bundesverwaltungsge-
richt zu klären, ob die Kündigung im vorliegen-
den Fall nichtig war, da sie aufgrund der Er-
krankung von A. während einer gesetzlichen 
Sperrfrist ausgesprochen wurde.

Dazu führte das Bundesverwaltungsgericht 
in analoger Anwendung von Art. 336c OR aus, 
dass einem Arbeitnehmer, der ohne eigenes 
Verschulden durch Unfall oder Krankheit ganz 
oder teilweise an der Arbeitsleistung verhindert 
ist, nicht gekündigt werden dürfe. Eine Kündi-
gung während einer solchen sogenannten Sperr-
frist sei qualifiziert rechtswidrig und damit 
grundsätzlich nichtig.

Interessant sind die weiteren Ausführungen 
des Bundesverwaltungsgerichts zur sogenann-
ten arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähigkeit, 
worunter eine Verhinderung der Arbeitsleistung 
verstanden wird, die sich auf einen konkreten 

Arbeitsplatz beschränkt, während im Übrigen 
und insbesondere auch im Privatleben kaum 
Einschränkungen bestehen. Liegt eine solche 
arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit vor, 
greift der Kündigungsschutz von Art. 336c OR 
nämlich ausnahmsweise nicht.

Sinn und Zweck des Kündigungsschutzes, so 
das Gericht, sei, «die Arbeitnehmenden in den 
Zeiten, in denen sie in der Regel kaum Chancen 
bei der Stellensuche haben, weil sie von einem 
Arbeitgeber in Kenntnis des Grundes der Ar-
beitsverhinderung nach der Kündigungsfrist 
wohl nicht angestellt würden, vor dem Verlust 
ihres Arbeitsplatzes zu schützen». Bei einer all-
gemeinen Arbeitsunfähigkeit, das heisst, bei 
unverschuldeter, vollständiger Verhinderung an 
der Arbeitsleistung durch Krankheit oder Unfall 
und einer analog eingeschränkten Einsatzfähig-
keit im Privatleben, sei der Arbeitnehmer für 
einen bestimmten im Gesetz definierten Zeit-
raum geschützt. Handle es sich demgegenüber 
um eine sogenannte arbeitsplatzbezogene Ar-
beitsunfähigkeit, also eine Verhinderung der 
Arbeitsleistung bezogen auf den Arbeitsplatz, 
sei der Arbeitnehmende ausserhalb der konkre-
ten Arbeitsstelle normal einsatzfähig und ins-
besondere nicht daran gehindert, eine andere 
Stelle zu finden und anzutreten. Mit anderen 
Worten bedürfe ein Arbeitnehmender, bei wel-
chem eine rein arbeitsplatzbezogene Arbeitsun-
fähigkeit vorliege, nicht des gesetzlichen Schut-
zes. Ob es sich in einem konkreten Fall um eine 
arbeitsplatzbezogene oder eine allgemeine Ar-

recht
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beitsunfähigkeit handle, müsse jeweils anhand 
medizinischer Untersuchungen und Gutachten 
beurteilt werden. Die Beweispflicht für die ar-
beitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit liege 
gemäss der allgemeinen Beweislastregel nach 
Art. 8 ZGB beim Arbeitgeber, und für das Be-
weismass gelte ebenfalls das «Regelbeweismass 
der an Sicherheit geltenden Wahrscheinlichkeit».

Vorliegend verneinte das Bundesverwaltungs-
gericht das Vorliegen einer rein arbeitsplatzbe-
zogenen Arbeitsunfähigkeit, da der vom Arbeit-
geber beigezogene Vertrauensarzt sich lediglich 
auf ärztliche Berichte betreffend vorbestandener 
Gesundheitsstörungen gestützt habe und weder 
eine medizinische Untersuchung von A. vorge-
nommen, noch mit ihr über die konkrete Ar-
beitssituation gesprochen habe. Der Beweis, es 
habe sich bei der Gesundheitsstörung von A. 
lediglich um eine arbeitsplatzbezogene Arbeits-
unfähigkeit gehandelt, sei daher nicht mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ge-
lungen.

Anmerkungen
Grundsätzlich darf eine Probezeit höchstens 
bis zu der gesetzlich festgelegten Höchstdauer 
vereinbart werden. Wie das Bundesverwaltungs-
gericht im vorgestellten Urteil eingangs fest-
stellt, ist auch eine zweite Probezeit grundsätz-
lich unzulässig. Eine Ausnahme für eine Ver-
einbarung über eine zweite Probezeit im Zuge 
eines internen Stellenwechsels fällt nur dann 
in Betracht, wenn die neue Stelle andere, hö-
here Anforderungen an den Arbeitnehmenden 
stellt. Dafür ist stets eine einzelfallbezogene 
Überprüfung der fraglichen Stellenprofile vor-
zunehmen. Nebst den notwendigen Fachkennt-

nissen und der dafür verlangten Grundbildung 
sind insbesondere auch allfällige Arbeitserfah-
rungen des Arbeitsnehmenden in die Prüfung 
miteinzubeziehen, zumal eine zweite Probezeit 
im Bereich des öffentlichen Rechts auch stets 
dem Verhältnismässigkeitsprinzip zu genügen 
hat. Eine zweite Probezeit muss also nicht nur 
geeignet sein, die Fähigkeiten des Arbeitneh-
menden zu prüfen, vielmehr muss diese auch 
notwendig sein. Selbst wenn eine neue Stelle 
im Vergleich zur ersteren allenfalls weitere 
Fachkenntnisse verlangt, ist eine zweite Probe-
zeit je nach Erfahrung des betreffenden Arbeit-
nehmenden nicht notwendig bzw. unverhält-
nismässig. Bleibt das Verhältnis zwischen Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber bei einem Stellen-
wechsel an sich unverändert, besteht keine 
Grundlage für eine erneute Probezeit und die 
damit verbundenen erleichterten Kündigungs-
bedingungen. Andernfalls bestünde die Gefahr, 
dass mittels einer erneuten Probezeit gesetzli-
che Kündigungsfristen und Schutzbestimmun-
gen umgangen werden. Dies ist insbesondere 
vor dem Hintergrund brisant, dass eine Kündi-
gung während der Probezeit auch dann möglich 
ist, wenn ein langjähriger Mitarbeitender un-
glücklicherweise während der zweiten Probe-
zeit erkrankt oder schwanger wird. Es würde 
sich dabei wohl die Frage der Rechtsmiss-
bräuchlichkeit stellen, aber der Kündigungs-
schutz im Sinne der Sperrfristen für die Arbeit-
nehmenden greift erst nach Ablauf der (zwei-
ten) Probezeit. Um allfälligen Missbräuchen 
oder Rechtsungleichheiten vorzubeugen, wird 
im Bereich des öffentlichen Rechts bereits auf 
Verordnungsstufe immer mehr vorgesehen, dass 
bei einem Stellenwechsel innerhalb einer Ver-
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waltungseinheit grundsätzlich keine neue Pro-
bezeit vereinbart werden darf (vgl. Art. 29 der 
Verordnung über das Arbeitsverhältnis des städ-
tischen Personals und Ausführungsbestimmun-
gen der Stadt Zürich).

Ein in den letzten Jahren zunehmendes Phä-
nomen stellt die sogenannte arbeitsplatzbezo-
gene Arbeitsunfähigkeit dar, mit welchem sich 
das Bundesverwaltungsgericht ebenfalls befasst 
hat. Arbeitgeber sehen sich gehäuft damit kon-
frontiert, dass sich Arbeitnehmende nach einer 
Konfliktsituation am Arbeitsplatz oder im Zu-
sammenhang mit einer angekündigten oder 
bereits ausgesprochenen Kündigung aus psy-
chischen Gründen krankschreiben lassen. Nicht 
selten kommen seitens der Arbeitgeber Zweifel 
an der plötzlich aufgetretenen Arbeitsunfähig-
keit auf.

Wie das Bundesverwaltungsgericht zutref-
fend ausführte, ist die gesetzlich definierte 
Sperrfrist auf Fälle von allgemeinen und nicht 
rein arbeitsplatzbezogenen Arbeitsunfähigkeiten 
ausgerichtet. Vermutet der Arbeitgeber eine rein 
arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit und 
will eine Kündigung aussprechen, liegt die Be-
weislast bei ihm. Im Streitfall liegt es somit am 
Arbeitgeber, mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit zu beweisen, dass es sich im kon-
kreten Fall um eine rein arbeitsplatzbezogene 
Einschränkung handelt. Es ist naturgemäss 
schwierig, diesen Beweis zu erbringen. Zumal 
sich auch ein allfälliger Vertrauensarzt im Rah-
men der Beurteilung der fraglichen psychischen 
Beeinträchtigungen unter anderem auf kaum 
überprüfbare Angaben des Patienten abstützen 
muss. Wie dem vorliegenden Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts zu entnehmen ist, stehen 
auch den Gerichten in solchen Situationen kaum 
andere Optionen offen, als sich bei der Beur-
teilung und Einschätzung einer strittigen arbeits-
platzbezogenen Arbeitsunfähigkeit auf die ent-
sprechenden ärztlichen Gutachten abzustützen. 
Aus diesem Grund dürften Fälle, in denen der 
Sperrfristenschutz nicht anwendbar ist, weiter-
hin die Ausnahme bilden.

Olivia Aeberli und
Lea Sturm
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Name / Vorname:

Adresse:

Mitglied von folgendem Verband:

Preis für Mitglieder: 	 Fr. 430.00	 inkl. Übernachtung und Mahlzeiten
Preis für Nichtmitglieder:	 Fr. 730.00	 inkl. Übernachtung und Mahlzeiten

Anmeldetalon
Anmeldungen bis 1. Oktober 2019 
an:

Öffentliches Personal Schweiz, 
Oberstadtstrasse 7, 5400 Baden
oder via E-Mail:
barbara.falk@zentral.ch

FAchtagung brunnen 2019

Donnerstag, 7. November 2019

14.00 Uhr	 Eröffnung der Tagung
	 Urs Stauffer,
	 Präsident Öffentliches Personal Schweiz (ZV)

14.15 Uhr	 «Arbeiten im öffentlichen Dienst – was Mitarbeiterbefra-
gungen zeigen...»
Heidi Blanken,
ValueQuest GmbH, Wädenswil

15.15 Uhr	 noch offen

16.00 Uhr 	 Pause

16.30 Uhr	 Erfolgreiche Führung in der Arbeitswelt 4.0 – spezifische 
Anforderungen im Zeitalter der Digitalisierung
Prof. Dr. Sibylle Olbert-Bock,
Leiterin Kompetenzzentrum Leadership und Personalma-
nagement am Institut für Qualitätsmanagement und An-
gewandte Betriebswirtschaftslehre, FHS St. Gallen

18.30 Uhr	 Apéro

19.30 Uhr	 Nachtessen

Freitag, 8. November 2019

8.30 Uhr 	 BYOD – Rechtsfragen rund um die geschäftliche Nutzung 
privater Endgeräte durch öffentlich-rechtliche Arbeitneh-
mende
Luc Humbel,
Rechtsanwalt, Miotti Humbel Brunner AG, Brugg

9.15 Uhr	 Datenschutzrechtliche Aspekte bei der Kontrolle von Ar-
beitsprozessen
Beat Rudin,
Datenschutzbeauftragter Kanton Basel-Stadt

10.00 Uhr	 Pause

10.30 Uhr	 «... und was dir ist, darüber können wir reden» – Für eine 
generationengerechte Altersvorsorge
Stefan Bachmann,
pens. Pensionskassen-Geschäftsführer PwC

11.00 Uhr	 «Mögliche Ansätze für eine flexiblere 2. Säule»
Dr. Oliver Dichter,
Teamleiter Asset Liability Management, PPCmetrics AG, 
Zürich

11.30 Uhr 	 «Reform der beruflichen Vorsorge – viele Wege führen 
nach Rom»
Andreas Cabalzar,
Co-Präsident Verbands des Bündner Staatspersonals VBS

12.15 Uhr	 Mittagessen
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Heidi Blanken

Heidi Blanken absolvierte ein Studium in Psy-
chologie (Methodik), Wirtschaft und Arbeits-
recht an der Universität Zürich. Zusätzlich liess 
sie sich als Mediatorin ausbilden. Während des 
Studiums arbeitete sie als Assistentin am Wirt-
schaftsinstitut der Universität Zürich und ab 
1996 bei einer Schweizerischen Grossbank. Sie 
unterstützte dort ein wissenschaftliches Team 
aus Historikern und Psychologen bei der Auf-
arbeitung des 2. Weltkrieges. Im Jahr 2001 über-
nahm sie die Projektleitung im Marktfor-
schungsteam eines Schweizer Versicherungsun-

ternehmens. Daneben hatte sie eine Lehrtätig-
keit am Schweizerischen Public Relations 
Institut (SPRI) in Zürich zum Thema «Arbeits-
psychologie» inne. Seit 2003 ist Heidi Blanken 
Managing Partner bei der ValueQuest, einem 
innovativen Marktforschungsunternehmen für 
Mitarbeiterbefragungen, das sie mitgegründet 
hat.

Josef Bachmann

Josef Bachmann verfügt über einen breiten Er-
fahrungs- und Wissenshintergrund auf dem Ge-
biet der 2. Säule. Er war vier Jahre bei der Swiss 
Life als Leiter Betreuung Verbandsversicherun-
gen im Bereich Kollektivversicherungen tätig. 
Danach arbeitete er während zwei Jahren als 
Bereichsleiter Betreuung und Administration 
bei der Gastro Suisse. Der nächste Berufsschritt 
führte ihn zur SECURA Kollektiv-Lebensversi-
cherung, wo er neun Jahre als Leiter Kollektiv-
Lebensversicherungen wirkte und sich überdies 
nebenamtlich vier Jahre als Stiftungsrat der Mi-
gros Pensionskasse einsetzte. Danach wechsel-
te er zu PwC und war dort 15 Jahre lang Ge-

schäftsführer Pensionskassen. Josef Bachmann 
ist pensioniert – und engagiert sich weiterhin 
für die 2 Säule. So ist er Initiant der Eidgenös-
sischen Volksinitiative «Für eine generationen-
gerechte Altersvorsorge (Vorsorge JA – aber fair)» 
und Präsident von Innovation Zweite Säule.

Die Referenten an der Fachtagung Brunnen

Prof. Dr. iur. Beat Rudin

Beat Rudin ist seit 2009 als Datenschutzbeauf-
tragter des Kantons Basel-Stadt zuständig für 
den Datenschutz und das Öffentlichkeitsprinzip 
bei den öffentlichen Organen, zudem ist er Prä-
sident von privatim, der Konferenz der schwei-
zerischen Datenschutzbeauftragten. Zuvor war 
er neun Jahre lang Datenschutzbeauftragter des 
Kantons Basel-Landschaft und acht Jahre lang 
selbständiger Datenschutzexperte und ge-
schäftsführender Stiftungsrat der Stiftung für 
Datenschutz und Informationssicherheit. Er un-
terrichtet an der Universität Basel seit 2003 als 

Lehrbeauftragter, seit 2016 als Titularprofessor 
Datenschutzrecht und Informationsrecht. Aus-
serdem ist er Mitherausgeber der Zeitschrift 
«digma», einer Fachzeitschrift für Datenrecht 
und Informationssicherheit (Schulthess Juristi-
sche Medien AG).

weiterbildung
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Prof. Dr. rer. pol. Sibylle Olbert-Bock

Dr. Oliver Dichter

Dr. Oliver Dichter studierte Finanzwissenschaf-
ten und Volkswirtschaftslehre an der Universi-
tät Bern. Ab 2010 arbeitete er drei Jahre für 
PPCmetrics, wo er im Bereich Asset Manager 
Selection tätig war. Anschliessend wechselte er 

als wissenschaftlicher Assistent an die Univer-
sität Bern und promovierte zum Thema «Risiken 
und Governance von Pensionskassen». Sein be-
ruflicher Weg führte ihn daraufhin zu einer 
grossen Schweizer Bank, bei der er als Finan-
cial Risk Manager wirkte. Seit dem Jahr 2019 
leitet Dr. Oliver Dichter das Asset- und Liabili-
ty-Management-Team bei PPCmetrics. Zusätz-
lich hat er einen Lehrauftrag an der Hochschu-
le Luzern.

Andreas Cabalzar

Andreas Cabalzar ist Co-Präsident des Verbands 
des Bündner Staatspersonals VBS und Vor-
standsmitglied des Zentralverbands Öffentliches 
Personal Schweiz. Bei der Mitgliederzeitschrift 
ZV Info von Öffentliches Personal Schweiz wirkt 
er als Experte und Kommentator zu Vorsorgethe-
men mit.

Luc Humbel

Luc Humbel ist nach diversen Anstellungen an 
Bezirksgerichten und am Verwaltungsgericht 
des Kantons Aargau seit bald 20 Jahren als 
selbstständiger Rechtsanwalt mit eigener Kanz-

lei vorwiegend im öffentlichen-Recht engagiert. 
Er war vier Jahre Präsident des grössten Arbeits-
gerichts des Kantons Aargau. Er berät Gemein-
den und Institutionen in Personalfragen. Zudem 
ist er Präsident der röm.-katholischen Landes-
kirche des Kantons Aargau.

Sibylle Olbert-Bock hat das Kompetenzzentrum 
für Leadership und Personalmanagement am 
Institut für Qualitätsmanagement und Ange-
wandte Betriebswirtschaftslehre an der Fach-
hochschule St. Gallen aufgebaut und leitet es. 
Ausserdem ist sie mit den Schwerpunkten 

«Nachhaltige Unternehmensentwicklung und 
Führung», «Digitalisierung» und «Veränderungen 
in der Arbeitswelt» an verschiedenen Hochschu-
len, in Gremien und als wissenschaftliche Bei-
rätin aktiv. Sie wirkt bei Innosuisse als Expertin. 
Sibylle Olbert-Bock hat einen Abschluss in Wirt-
schaftspädagogik, promovierte an der Univer-
sität in Karlsruhe und bringt praktisches «Hand-
werkszeug» aus ihrer Tätigkeit in der Führungs-
kräfteentwicklung und Organisationsberatung 
bei der Michelin KGaA mit.

weiterbildung
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Lohnvergleich 2019

Im Lohnvergleich 2019 fallen wiederum die Kantone Solothurn und 
Zürich mit Teuerungszulagen von 1.0 % auf sowie der Kanton Glarus mit 
einer generellen Lohnanpassung von 0.46 %. Stufenanstiege gewährten 
die Kantone Solothurn und St. Gallen. In einer bernischen Gemeinde 
stiegen die Reallöhne um 0.3 %. Andere Kantone und Gemeinden 
erhöhten die Ausgaben für individuelle Lohnerhöhungen oder für die 
Leistungslöhne. Im Kanton Tessin gab es bei den Löhnen im 
Bildungsbereich sowohl Verbesserungen als auch Verschlechterungen.

Dr. Robert Brawer

Öffentliches Personal Schweiz publiziert seit 
vierzehn Jahren regelmässig im Herbst den 
Lohnvergleich, der den Betrachtern ein Instru-
ment in die Hand gibt, um sich bezüglich ein-
zelner Berufe oder Berufsgruppen ein Bild zur 
eigenen Lohneinreihung zu machen. Die Beru-
fe in der öffentlichen Verwaltung sind so viel-
schichtig, dass nicht alle Berufe berücksichtigt 
werden konnten. Der Lohnvergleich enthält da-
rum nur Berufe, die sehr häufig ausgeübt wer-
den und somit für viele Leserinnen und Leser 
brauchbare Vergleiche bieten. Einzelne Kantone 
und Gemeinden äusserten den Wunsch, anonym 
zu bleiben, weshalb diese in den Tabellen durch 
Zahlen ersetzt wurden. Eine Zuordnung der 
nicht anonymisierten Gemeinden und Kantone 
ist mittels des Schlüssels auf www.oeffentliches-

personal.ch / Dienstleistungen / Lohnvergleich 
möglich.

Auf den folgenden Seiten ist eine Auswahl 
von Berufsfunktionen und den entsprechenden 
Gehältern abgedruckt. Weitere Lohntabellen 
sind ebenfalls auf www.oeffentlichespersonal.
ch unter Publikationen und Lohnvergleich zu 
den folgenden Berufen des öffentlichen Perso-
nals einsehbar:

•	 Bürohilfe
•	 Sekretär/in
•	 Controller/in
•	 Chef-Programmierer/in
•	 Steuerrevisor/in
•	 Juristische(r) Sekretär/in
•	 Gerichtsschreiber/in
•	 Untersuchungsrichter/in
•	 Departements-Sekretär/in
•	 Berufsberater/in
•	 Hilfspolizist/Politesse
•	 Betreuer/in im Strafvollzug
•	 Polizist/in
•	 Polizei Postenchef/in
•	 Wegmacher/in, Betriebsangestellte/r
•	 Küchenchef/in
•	 Hauswart/in für Schulanlagen
•	 Wissenschaftliche/r Mitarbeiter/in
•	 Techniker/in mit Führungsfunktion

•	 Kreisförster/in
•	 Sekretär/in auf Gemeindekanzlei
•	 Gemeindeschreiber/in
•	 Finanzverwalter/in
•	 Bauverwalter/in
•	 Kindergärtner/in
•	 Primarlehrer/in
•	 Sek./Bez.-Lehrer/in
•	 Berufsschullehrer/in
•	 Mittelschullehrer/in
•	 Oberarzt/Oberärztin
•	 Assistenzarzt/Assistenzärztin
•	 Pflegefachperson I
•	 Pflegefachperson II
•	 Pflegefachperson mit spez. Ausbildung
•	 Dipl. Sozialarbeiter/in

Dank den Meldungen der Personalämter konn-
ten kleinere und grössere Korrekturen in den 
Lohntabellen vorgenommen werden. Werden 
Lohnanpassungen oder Fehler in den Tabellen 
nachgemeldet, so werden diese unter www.
oeffentlichespersonal.ch umgehend nachgeführt 
werden.

Die Gehälter der Lehrkräfte stammen aus der 
Besoldungsstatistik des Dachverbandes der Leh-
rerinnen und Lehrer Schweiz LCH.

Dr. Robert Brawer
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Lohnvergleich
Polizist/in
Erledigt Aufgaben im Sicherheits- und Ordnungsdienst wie:
•	 Aufrechterhalten von Ruhe, Ordnung und Sicherheit
•	 Tatbestandesaufnahmen, Sachbearbeitungen
•	 Selbständiges Arbeiten mit Entscheidungskompetenz am Tatort

Ausbildung / Anforderungen
•	 Abgeschlossene Berufslehre
•	 Einjährige Polizeianwärterschule
•	 Physische und psychische Belastbarkeit
•	 Hohe Kompetenz und Entscheidungsfähigkeit

Gehalt
Bei 100-%-Pensum, inkl. 13. Monatslohn und Teuerungszulage, ohne Sonderzulagen 
im Berichtsjahr.

Bild: Reto Martin / St.Galler Tagblatt

Gemeinde 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 68 087 75 580 98 739 15–20 42

  2 69 889 97 108 41 3840.– Wohnsitz-/J. + Inkonv.- + Schichtzulage

  3

  4 88 337 96 673 98 261 15 42

  5

  6

  7

  8

  9

10 62 381 81 948 109 252 37 40 0

11 64 719 84 782 90 605 42 Agent Policier

12 64 561 84 390 92 320

13 71 341 82 096 87 425 40

14 64 889 93 575 42 1–3

15

* Minium der angerechneten Dienstjahre bei voller Ausbildung

Kantone 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 70 234 96 572 105 351 20 42 1 dazu 0 % bis 5 % Leistungszuschlag

  2 78 191 99 927 42

  3

  4 77 402 89 798 Gfr/Kpl 42

  5 69 792 83 596 108 711 42

  6 75 753 106 054 42 LS 10–12

  7 66 924 107 081 42 plus Inkonv.zul. 2. Niveau Polizeisachb. bis 115 570

  8 68 592 109 747 25–35 42

  9

10 61 750 98 423 42 ohne Fachverantwortung, ohne Inkonvienzzulagen

11 63 655 98 244

12

13

14

15

16

17

18

lohnverbleich
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Lohnvergleich
Techniker/in in Führungsfunktion

Führt weitgehend in eigener Verantwortung technische Projekte durch mit Arbeiten 
wie:
•	 Leiten von Abteilungen mit 2–3 Mitarbeitenden
•	 Projektleitung mit Oberaufsicht
•	 Entwicklung von Machbarkeitsstudien und Entscheidungsgrundlagen
•	 Beurteilung von Projekten

Ausbildung / Anforderungen
•	 HTL-Diplom
•	 5 Jahre Praxis- und Führungserfahrung

Gehalt
Bei 100-%-Pensum, inkl. 13. Monatslohn und Teuerungszulage, ohne Sonderzulagen 
im Berichtsjahr.

Bild: Chris Mansfield / St.Galler Tagblatt

Gemeinde 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 80 111 88 923 127 082 20–25 42

  2 103 747 135 282 41 3840.– Wohnsitzzulage pro Jahr

  3

  4 126 111 141 250 154 263 15 42

  5

  6

  7

  8

  9

10 89 833 127 608

11 74 706 97 702 104 262 42

12 87 269 118 097 130 428 20 40

13 93 260 127 150 40 2

14

15

Kantone 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 85 593 117 691 128 390 20 42 2 dazu 0 % bis 5 % Leistungszuschlag

  2 99 198 122 392 42

  3

  4 92 339 116 139 132 471 20 42 Ingenieur/in

  5 86 338 103 394 135 163 42

  6 105 989 148 385 42 in Führungsfunktion

  7

  8 91 829 146 926 25–35 42

  9 86 365 107 963 122 646 21 42 2014 – für 2019 keine Angaben

10 84 110 133 653

11 80 808 134 111

12

13

14

15

* Minium der angerechneten Dienstjahre bei voller Ausbildung
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Lohnvergleich
Oberarzt / Oberärztin

Kantone 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Inkonvenienzzulagen

  1 145 213 190 160 207 447 20 dazu 0 % bis 5 % Leistungszuschlag

  2 141 437 196 448 15 370.– pro Monat pauschal

  3

  4 119 403 152 836 174 324 20 ca. 65

  5

  6

  7 108 082 172 939 50

  8 107 804 172 487 25–35 55

  9 126 022 157 794 178 971 20 50

10

11

12

13

14

15

16

Kantone 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 99 174 129 870 141 677 20 Jahresanstiege erfolgen in den ersten 5 Jahren doppelt

  2 86 410 134 990 9 Fr. 60.– pro Nacht-, Sa-, So-, Feiertag / 25.– pro Pikett

  3 ß

  4 92 702 116 597 132 994 20 50

  5

  6

  7 90 753 145 210 50

  8 91 829 146 926 25–35 42

  9 85 514 124 384 124 384 8 50

10

11

12

13

14

15

16

17

Assistenzarzt / Assistenzärztin

*	 Minimum der angerechneten Dienstjahre bei voller Ausbildung

*	 Minimum der angerechneten Dienstjahre bei voller Ausbildung
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Unsere Vertragspartner

Weitere Informationen 

zu unseren Vertragspartnern finden Sie auf 
www.oeffentlichespersonal.ch
Rubirk «Dienstleistungen»


